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Zusammenfassung Seit einigen Jahren steht ehrenamtli-
ches Engagement verstärkt im Zentrum eines engagement-
politischen Diskurses, im Rahmen dessen es für Politiken
des Umgangs mit sozial- und raumpolitischen Problemen
vereinnahmt wird. Insbesondere in jenen ländlichen Räu-
men, die durch Abwanderung und Alterung der Bevölke-
rung gekennzeichnet sind, wird die in ehrenamtliches En-
gagement mündende Responsibilisierung der Bürgerinnen
und Bürger als probates Mittel zur Sicherung der Daseins-
vorsorge auf lokaler Ebene gesehen. Ausgehend von einer
Diskussion engagementpolitischer Positionen plädiert der
Beitrag für einen subjektzentrierten Forschungsansatz, der
im Kontext dieser Untersuchung dazu dient, regional pro-
blematisierte Rahmenbedingungen ehrenamtlicher Engage-
mentformen nicht in erster Linie als Entitäten bzw. statische
Parameter zu verstehen, sondern in ihrer individuell ausge-
handelten Relevanz zu betrachten. Entsprechend wird En-
gagement auch nicht a priori als eine Bewältigungsstrategie
in schrumpfenden ländlichen Regionen aufgefasst, sondern
vielmehr fallspezifisch als soziale Praxis der gemeinschaft-
lichen Gestaltung von Alltag betrachtet. Anhand einer Fall-
studie aus dem Altenburger Land in Thüringen untersuchen
wir einerseits die soziale Aushandlung von Verantwortlich-
keiten zwischen kommunal-hauptamtlichen und ehrenamt-
lichen Akteuren und rekonstruieren andererseits die aus
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der Sicht der Akteure besonders relevanten Einflussfakto-
ren auf ehrenamtliche Tätigkeiten: die Engagementförde-
rung, bevorstehende Gemeindegebietsreformen sowie die
regionalen Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen im Kon-
text einer Nachwuchsproblematik. Auf den Ergebnissen der
empirischen Untersuchung aufbauend diskutieren wir ab-
schließend die politischen und analytisch-konzeptionellen
Implikationen, die von der Vorstellung einer homogenen
Gemeinschaft Ehrenamtlicher und deren politisch-strategi-
scher Aktivierung ausgehen.

Schlüsselwörter Ehrenamt · Engagement · Schrumpfung ·
Peripherisierung · Ländliche Räume · Subjekt · Soziale
Praxis

“Not for Erich Honecker back then, nor for
Angela Merkel Today, but for your own sake” –
A Case Study About Voluntary Activity in Rural
Areas Caught Between Socio-Political Claims and
Individual Perceptions

Abstract For several years now, volunteer activity has been
increasingly placed at the center of a political discourse mo-
nopolizing it for politics of dealing with socio- and spatio-
political problems. It is particularly in those rural regions
affected by out-migration and an ageing population that vol-
unteering is considered an advisable way for securing local
public responsibilities. Based on a critical reflection and
discussion of these political positions we plead for a sub-
ject-oriented research approach in order to understand re-
gionally problematised conditions not primarily as static
parameters, but as individually negotiated aspects of every-
day life. Accordingly, voluntary activity is investigated in
terms of individually perceived challenges and underlying

http://crossmark.crossref.org/dialog/?doi=10.1007/s13147-017-0493-0&domain=pdf


564 T. Schwarzenberg et al.

rung gesellschaftlicher Strukturen aus dem (hergestellten)
Zusammenhang ausblenden.

Um dieser sozial eingebetteten Komplexität mehr Auf-
merksamkeit zu schenken, wird im vorliegenden Beitrag
ehrenamtliches Engagement in einer ländlichen, dünn be-
siedelten Region nicht als statische Variable und politische
Ressource für die Überwindung von Strukturschwäche,
sondern als soziale Praxis betrachtet. Der analytische Fo-
kus liegt daher – fallspezifisch inspiriert – auf subjekti-
ven und alltagsbezogenen (Problem-)Wahrnehmungen und
Deutungsmustern ehrenamtlich engagierter Bürgerinnen
und Bürger. Mittels dieser qualitativ-subjektorientierten
Perspektive sollen Handlungslogiken offengelegt werden,
um einerseits einen Beitrag zum Verständnis der individu-
ellen Rationalisierungsformen im (ländlichen) Engagement
zu leisten und gleichzeitig für ein kritisches Verständnis
des Verhältnisses zwischen Dimensionen alltäglicher Pra-
xis und gesellschaftspolitischen Anspruchsartikulationen in
schrumpfenden ländlichen Regionen zu sensibilisieren.

Diese induktive und subjektbezogene Annäherung an eh-
renamtliches Engagement als alltägliche Praxis liegt – ne-
ben einer konzeptionellen Kritik an simplifizierenden Kau-
salannahmen – vor allem auch in einer begrifflichen Diffusi-
tät begründet. So herrscht keinesfalls Einigkeit darüber, was
genau mit dem Terminus „Ehrenamt“ bezeichnet wird. Ety-
mologisch wird der Begriff von Evers, Klie und Roß (2015:
3) auf eine kommunalpolitische Einbindung des Bürger-
tums zurückgeführt, welche mit „Amtlichkeit, Staatsnähe,
Patrimonität und gesellschaftlichem Ansehen“ verbunden
und in diesem Sinne begriffsbestimmend für eine Übernah-
me von hoheitlichen Rechten und Pflichten gegen „Aner-
kennung und Ehre“ war (Hübner 2010: 35). Neben die-
ser historisch entlehnten Definition eines politischen Am-
tes konstatiert die Forschung jedoch insbesondere für die
jüngere Vergangenheit einen Wandel hin zu einem „neuen
Ehrenamt“ (vgl. Schüll 2004: 75 ff.; Hübner 2010: 39 ff.) –
einem stärker individualisierten Zugang, weniger formalen
Strukturen, kleineren Organisationsformen, größerer Flexi-
bilität in der Ausgestaltung sowie flachere Hierarchien und
ein höheres Maß an Selbstständigkeits- und Selbstverant-
wortungsspielräumen (Hübner 2010: 42). Hinzu kommt die
ausgesprochen breite Palette konkret tätiger Menschen, die
sich als Ehrenamtliche verstehen (z. B. Sportvereinsvorsit-
zende, Hospizhelferinnen und -helfer, Wahlhelferinnen und
-helfer, Kommunionkatechetinnen und -katecheten), deren
Tätigkeit als Ehrenamt adressiert wird und die nach dem
Sozialgesetzbuch (SGB VII) als Ehrenamtliche Versiche-
rungsschutz genießen. Vor dem Hintergrund dieser Diffe-
renzierung und Pluralisierung findet sich in gesellschaftspo-
litischen Diskussionen sowie der Breite wissenschaftlicher
Untersuchungen eine schwer abgrenzbare, oftmals analog
erscheinenden Verwendung von Begriffen wie bürgerschaft-

logics of action as a social practice of collaboratively or-
ganising everyday life in a shrinking rural region. Hence, 
using a case study conducted in the Altenburger Land in 
Thuringia we analyse the socially embedded negotiation 
of responsibilities between municipal actors and voluntary 
workers on the one hand and trace the influencing factors on 
voluntary activities considered relevant by involved actors 
on the other hand. Those factors include institutional and 
political support, municipality reforms, regional education 
and working conditions in the light of a problematic re-
gional labour market, for example. Building on the results 
of our empirical research we finally discuss the political 
and analytical-conceptual implications resulting from the 
notion of a homogeneous community of voluntary workers 
and their political-strategic invocation and activation.

Keywords Voluntary activity · Civic engagement · 
Shrinkage · Peripheralisation · Rural regions · Subject · 
Social practice

1 Einleitung

Wenn der Staat sich aus Aufgaben zurückzieht, die zu er-
füllen er nicht gesetzlich verpflichtet ist, wenn ,Lücken‘ 
in der Versorgung mit Dienstleistungen entstehen, wenn 
die Finanzlage einer Gemeinde es nicht erlaubt, Veran-
staltungen zu organisieren, oder wenn es keine privatwirt-
schaftlichen Angebote in dünn besiedelten, ländlichen und 
schrumpfenden Regionen gibt, dann wird gegenwärtig re-
gelmäßig ,Ehrenamt‘ als vielversprechende Lösung pro-
pagiert. Schon ein oberflächliches Sichten politischer Be-
richterstattungen in Deutschland zeigt, dass rund um den 
Terminus „Ehrenamt“ ein engagementpolitischer Diskurs 
entstanden ist, der die Thematik für Politiken des Um-
gangs mit sozial- und raumpolitischen Problemlagen ver-
einnahmt. Sekundiert von wissenschaftlichen Studien wer-
den in entsprechenden Diskussionen Forderungen nach ei-
nem Mehr an Engagement formuliert, die aktuell unter an-
derem auf die abwanderungs- wie alterungsbedingten de-
mographischen Veränderungen reagieren, wie sie in unter-
schiedlichen Ausprägungen insbesondere in ostdeutschen 
ländlichen Regionen problematisiert werden (z. B. Der Be-
auftragte der Bundesregierung für die Neuen Bundesländer 
2011). Ehrenamt im ländlichen Raum wird dabei oft als eine 
mögliche Bottom-up-Strategie im Umgang mit demographi-
schen Schrumpfungsprozessen diskutiert. Im Zuge dieser 
Funktionalisierungstendenzen von unten nach oben domi-
nieren kausale Argumentationslinien im Sinne von mehr 
Engagement und lokaler Verantwortung als eine logische 
und konsequente Reaktion auf Schrumpfungsprozesse, die 
dabei jedoch tieferliegende Fragen hinsichtlich der Kom-
plexität der Thematik sowie einer möglichen Überforde-
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liches Engagement, Freiwilligenarbeit oder auch zivilge-
sellschaftliches Engagement (vgl. Gensicke 2014: 108 ff.).

Die skizzierte begriffliche Vielfalt verdeutlicht, dass ein
Sprechen über das Ehrenamt als Bewältigungsstrategie in
schrumpfenden ländlichen Regionen nicht nur die zugrun-
de liegende soziale Komplexität der Thematik ausblendet,
sondern auch die definitorische und konzeptionelle Vielfalt
verschiedener Engagementformen, die unter dem Terminus
Ehrenamt zusammenlaufen, ignoriert. Daher möchten wir
mit den Befunden im vorliegenden Beitrag fallspezifische
Sicht- und Umgangsweisen mit sozialen Praktiken des eh-
renamtlichen Engagements im Thüringer Landkreis Alten-
burger Land1 aus der Perspektive und Selbstbeschreibung
der involvierten Akteure eruieren, um damit einen empi-
risch fundierten Beitrag zur deutschsprachigen Debatte um
Ehrenamt in schrumpfenden ländlichen Regionen zu leis-
ten.

Viele Gemeinden im Altenburger Land erfahren seit Jah-
ren markante demographische Veränderungen. Zwischen
2000 und 2014 war im Landkreis ein Bevölkerungsrück-
gang von 18,8 %, von 114.200 auf 92.700 Bewohner zu
verzeichnen.2 Dieser Rückgang wird von einer deutlichen
Verschiebung der Altersstruktur begleitet. Während die Be-
völkerungszahl im Zeitraum zwischen 2000 und 2014 in
der Altersklasse der 0-15-Jährigen um 27,5 % und bei den
15-25-Jährigen sogar um 41,8 % abnahm, wies die Gruppe
der über 65-Jährigen einen Zuwachs von 17,7 auf.3 Seit
2009 sind die über 65-Jährigen dadurch mit einem An-
teil von 27,4 % an der Gesamtbevölkerung des Landkrei-
ses zur größten Bevölkerungsgruppe geworden.4 Den Vor-
ausberechnungen des Thüringer Landesamtes für Statistik
folgend wird sich dieser Trend fortsetzen.5 Der Landkreis
belegt in regionalen Klassifizierungen – meist in ökono-
mistisch-wachstumsorientierte Rhetoriken verpackt – regel-
mäßig einen der letzten Plätze (z. B. Kröhnert/Klingholz/
Sievers et al. 2011: 6 ff.; Hartmann 2014). In den sich sta-

1 Das Material entstammt dem Projekt „Diskurs und Praktiken in
schrumpfenden Regionen. Eine Untersuchung zur subjektiven Rele-
vanz von Schrumpfungsdiskursen am Beispiel des Landkreises Alten-
burger Land“, DFG-Förderung 3/2013-8/2016 (Förderkennzeichen MI
725/2-1), Leitung J. Miggelbrink; Bearbeiter F. Meyer. Die Region des
Altenburger Landes (im Osten Thüringens an der Grenze zu Sachsen)
wurde auf der Basis einer statistik- und medienanalytisch gestützten
Vorabuntersuchung gewählt, anhand welcher vor allem bestehende
sozioökonomische Problemlagen und eine daraus resultierende Ver-
dichtung negativer Zuschreibungen in regionalen und überregionalen
Medien für den Landkreis diagnostiziert wurden.
2 http://www.statistik.thueringen.de/datenbank/portrait.asp?
auswahl=krs&nr=77&vonbis=&TabelleID=kr000103 (12.04.2017).
3 http://www.statistik.thueringen.de/datenbank/portrait.asp?
auswahl=krs&nr=77&vonbis=&TabelleID=kr000103 (12.04.2017).
4 http://www.statistik.thueringen.de/datenbank/portrait.asp?
auswahl=krs&nr=77&vonbis=&TabelleID=kr000103 (12.04.2017).
5 http://www.statistik.thueringen.de/datenbank/TabAnzeige.asp?
tabelle=kz000123%7C%7C&auswahlnr=77 (12.04.2017).

tistisch niederschlagenden Veränderungen wie auch in den
(massenmedialen) sozialräumlichen Zuschreibungsprozes-
sen (vgl. Dürrschmidt 2005: 274 ff.; Meyer/Miggelbrink
2013; Miggelbrink/Meyer 2015) manifestieren sich regio-
nale Problemlagen, vor deren Hintergrund ehrenamtliches
Engagement ausgehandelt wird.

Ehrenamtliches Engagement in ländlichen Räumen ist
schon länger, in jüngster Zeit aber verstärkt, Gegenstand
der deutschsprachigen Forschung (Kapitel 2.1). Dies hängt
nicht zuletzt mit dessen gesellschaftspolitischer Aufladung
zusammen und den Erwartungen, die von Seiten der Politik
zunehmend an das Ehrenamt als Problemlösungsstrategie
gestellt werden (Kapitel 2.2). Vor dem Hintergrund der aus
unserer Sicht kritikwürdigen politisch-funktionalisierenden
und simplifizierenden Betrachtungsweise entwickeln wir
eine methodologische Perspektive (Kapitel 3), deren Fo-
kus auf einer empirisch basierten Analyse sozialer Prakti-
ken der Gestaltung von Alltag in schrumpfenden ländlichen
Regionen und der einhergehend subjektbezogenen Wahr-
nehmungen und Handlungslogiken liegt (zur Durchführung
der Empirie vgl. Kapitel 4). Im Zentrum unserer Fallstudie
stehen die Sichtweisen der von uns Interviewten erstens auf
die Aushandlung von Verantwortlichkeiten zwischen kom-
munal-hauptamtlich und ehrenamtlich engagierten Akteu-
ren (Kapitel 5.1) und zweitens auf die Einflussfaktoren, die
mit einem individuellen Engagement negativ interferieren
(Kapitel 5.2). Der Beitrag schließt mit einer kritischen Dis-
kussion der empirischen Befunde und fasst dabei zentrale
Erkenntnisse in Bezug auf die Rolle ehrenamtlichen Enga-
gements in ländlichen Regionen hinsichtlich konzeptionel-
ler und engagementpolitischer Aspekte zusammen (Kapi-
tel 6).

2 Die Verortung des Ehrenamtes im ländlichen
Raum

2.1 Von sozialstaatlicher Fürsorge und (neuer)
Selbstverantwortung der Bürgerinnen und Bürger

In wissenschaftlichen Debatten wird ehrenamtliches Enga-
gement in schrumpfenden ländlichen Regionen zumeist im
Kontext der Sicherung einer vom Wegfall bedrohten Da-
seinsvorsorge diskutiert. Das Konzept der Daseinsvorsorge
wird allgemein meist als die „Gewährleistung eines Ange-
botes ausgewählter, als lebensnotwendig eingestufter Güter
und Dienstleistungen“ verstanden (ARL 2016: 2). Dabei ist
keinesfalls immer klar, welche Güter und Dienstleistungen
damit gemeint sind (vgl. Röbke 2012: 15). In einem klassi-
scherweise an Infrastruktur orientierten Verständnis werden
darunter „Brand- und Katastrophenschutz, Gesundheitsver-
sorgung, Bildung, Post und Telekommunikation, Nahver-

http://www.statistik.thueringen.de/datenbank/portrait.asp?auswahl=krs%26nr=77%26vonbis=%26TabelleID=kr000103
http://www.statistik.thueringen.de/datenbank/portrait.asp?auswahl=krs%26nr=77%26vonbis=%26TabelleID=kr000103
http://www.statistik.thueringen.de/datenbank/portrait.asp?auswahl=krs%26nr=77%26vonbis=%26TabelleID=kr000103
http://www.statistik.thueringen.de/datenbank/portrait.asp?auswahl=krs%26nr=77%26vonbis=%26TabelleID=kr000103
http://www.statistik.thueringen.de/datenbank/portrait.asp?auswahl=krs%26nr=77%26vonbis=%26TabelleID=kr000103
http://www.statistik.thueringen.de/datenbank/portrait.asp?auswahl=krs%26nr=77%26vonbis=%26TabelleID=kr000103
http://www.statistik.thueringen.de/datenbank/TabAnzeige.asp?tabelle=kz000123%7C%7C%26auswahlnr=77
http://www.statistik.thueringen.de/datenbank/TabAnzeige.asp?tabelle=kz000123%7C%7C%26auswahlnr=77
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täglichen Bedarfs ab (Eberhardt/Küpper/Steinführer 2014:
168 f.).

Über Situationsanalysen hinaus wurde die Aufmerksam-
keit in Teilen der deutschsprachigen wissenschaftlichen De-
batte zunächst auf den praktischen und politischen Um-
gang mit dem konstatierten Problem und dabei insbeson-
dere auf verschiedene Anpassungsstrategien der (institutio-
nellen) Anbieter von Daseinsvorsorge, wie beispielsweise
einer Angebotsreduktion, Verkleinerung, Dezentralisierung
und Übertragung öffentlicher Aufgaben auf Ehrenamtli-
che, gerichtet (vgl. Steinführer/Küpper/Tautz 2014: 324 f.).
Ebenso wurden Umgangs- und Bewältigungsversuche jen-
seits von Abwanderung und Alltagsmobilität auf Seiten der
betroffenen Bevölkerung beschrieben, die sich zwischen ak-
tiven Versuchen, eine Veränderung vor Ort zu initiieren,
und passiver Resignation bzw. Selbstbeschränkung bewe-
gen können (vgl. Steinführer/Küpper/Tautz 2014: 325 f.).

Dem Ehrenamt als (Teil einer) Anpassungs- bzw. Be-
wältigungsstrategie, um der zunehmend problematisierten
Aushöhlung des Prinzips gleichwertiger Lebensverhältnis-
se im ländlichen Raum zu begegnen, wird vor allem in jün-
gerer Zeit wissenschaftliche wie politische Aufmerksam-
keit zuteil. Dies lässt sich dabei in einem Spannungsfeld
zwischen gesellschaftlich sedimentierten Erwartungen so-
zialstaatlicher Fürsorge und (neuer) Erwartungen an Selbst-
verantwortung der Bürgerinnen und Bürger im ländlichen
Raum verorten. Diese Verortung steht im Kontext eines ge-
sellschaftspolitischen Transformationsprozesses, der in der
Governance-Forschung als Wandel weg von einem „aktiven
Wohlfahrtsstaat“ (Jann/Wegrich 2010: 177) hin zu einem
Leitbild des „aktivierenden Staates“ (Jann/Wegrich 2010:
182) bezeichnet wird. An die Stelle defizitär gewordener
Daseinsvorsorge – ursprünglich wohlfahrtsstaatlich regu-
liert, aber nun als nicht mehr finanzierbar postuliert – tritt
im reformerisch-idealtypischen Leitbild des „aktivierenden
Staates“ der Ruf nach mehr bürgerschaftlichem Engage-
ment: „Die Zivilgesellschaft, die engagierten Bürger, die
Freiwilligen aus Stadt und Land sollen es nun richten. [...]
Sie sollen zur tragenden Säule sozialstaatlicher Strukturen
werden“ (Kröhnert/Klingholz/Sievers et al. 2011: 5). Aring
(2013: 54 f.) spitzt die Überlegung noch weiter zu, indem er
die Möglichkeit von „Selbstverantwortungszonen“ im länd-
lichen Raum zur Diskussion stellt, in denen die betroffenen
Mitglieder der Zivilgesellschaft vormals staatliche Aufga-
ben stärker selbst wahrnehmenmüssten. Diese Hinwendung
zu einem Verantwortungsprinzip kann als ,konsequent‘ und
,unausweichlich‘ präsentierte Reaktion auf krisenbezogene
Handlungseinschränkungen des Wohlfahrtsstaates verstan-
den werden. „Der Ruf nach Verantwortung ist ein Fort-
schrittsfolgenbewältigungsphänomen, das in dem Moment
virulent wird, in dem die herkömmlichen Instrumente des
Umgangs mit Modernisierungsproblemen nicht mehr grei-
fen“ (Heidbrink 2006: 136). Eine Responsibilisierung der

sorgung, Mobilität und Rettungsdienst“ gezählt (ARL 2016: 
2).

Mit Neu (2013: 21) ist dabei kritisch anzumerken, dass 
ein (lösungsorientiertes) Verständnis stärker in Funktionen 
und nicht in Bündeln von Strukturen denken sollte. Die-
ser Idee folgend muss Daseinsvorsorge nicht primär in-
frastrukturell und im Sinne der „öffentlichen Gewährleis-
tung eines Angebots ausgewählter, vom Gesetzgeber als 
lebensnotwendig eingestufter Güter und Dienstleistungen“ 
(BBSR 2012: 31) verstanden werden, sondern kann durch-
aus auch aus einer an individuellen Bedürfnissen orientier-
ten Nutzerperspektive heraus betrachtet werden. Dies muss 
dabei keine Dichotomie zwischen materiellen und ideellen 
Belangen erzeugen. Steinführer, Küpper und Tautz (2012: 
10) schlagen diesbezüglich eine präzisere Fokussierung auf 
„Einrichtungen und Dienstleistungen, die für die Gestaltung 
oder Wiederherstellung von Alltag in ländlichen Regionen 
von grundlegender Bedeutung sind“, vor. Mit der Betonung 
von ,Alltag‘ kann dabei das Konzept der Daseinsvorsorge 
um Fragen der Lebensqualität vor dem Hintergrund sozialer 
und demographischer Wandlungsprozesse erweitert werden 
(vgl. Steinführer/Küpper/Tautz 2012: 10). Dies rückt insbe-
sondere den Subjektbezug in den Fokus der Betrachtung, 
da Lebensqualität neben „objektiv feststellbare[n] Ausstat-
tungs- und Bestandsgrößen“ insbesondere auch eine sub-
jektive Dimension hat, welche „kognitive und emotiona-
le Reaktionen“ der betrachteten Personen umfasst (Schulz 
2008: 121). Entsprechend ist zu kontextualisieren, welche 
Einrichtungen und Dienstleistungen als „lebensnotwendig“ 
– im Sinne der tradierten Definition – zu verstehen sind. 
Gleichermaßen lassen sich so kulturelle Dimensionen in 
Form von Dorffesten, Kunst- und Bauernmärkten, schau-
spielerischen und musischen Veranstaltungen sowie lokaler 
Geschichts- und Traditionspflege in die Diskussion um Ge-
währleistung von Daseinsvorsorge in schrumpfenden länd-
lichen Regionen einbeziehen.

Die rechtliche Grundlage der Diskussion um wegfallende 
Daseinsvorsorge ist das in Artikel 72 Absatz 2 des Grundge-
setzes verankerte Leitbild der „Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse im Bundesgebiet“. Aring (2013: 43) be-
schreibt dieses Leitbild als räumliches Pendant des Sozial-
staates, mittels dessen der Abbau von Disparitäten als zen-
trale Aufgabe von Raumordnung und Landesplanung be-
gründet wird. Die Bedeutung und Tragweite des Leitbildes 
ist jedoch verschiedenen Auslegungen und Interpretationen 
unterworfen. Barlösius (2006: 17) stellt hierzu kritisch fest, 
dass es zumeist als Gleichheit bzw. Gleichförmigkeit der 
Lebensverhältnisse aufgefasst wird. In dieser Lesart erwei-
sen sich die Verhältnisse im ländlichen Raum – verglichen 
mit urbanen Regionen – als zunehmend ungleich, denn hier 
nimmt seit Jahrzehnten beispielsweise die Zahl von Versor-
gungseinrichtungen bzw. Gütern und Dienstleistungen des
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Bürgerinnen und Bürger scheint – wie im Folgenden anhand
engagementpolitischer Diskurse vertieft wird – also ein lo-
gisches Mittel der Überwindung von Problemen der Da-
seinsvorsorge in ländlichen Regionen zu sein, wobei es sich
dabei nicht ausschließlich um einen von außen induzierten
Prozess („Fremdresponsibilisierung“), sondern gleicherma-
ßen um eine – insbesondere im ländlichen Raum – intrinsi-
sche „Selbstresponsibilisierung“ handeln könne (Steinfüh-
rer 2015: 9). Obwohl vereinzelt durchaus kritisch reflektiert
wird, dass den Akteuren damit der „Preis von mehr Selbst-
verantwortung und höherer Risikobereitschaft“ zufalle, ist
die Bewertung gleichzeitig positiv, läge doch der Gewinn
in „mehr Lebensqualität für weniger Bürger“ (Neu 2013:
24).

2.2 Responsibilisierung durch engagementpolitische
Positionen

Die Förderung ehrenamtlichen Engagements ist ein relativ
junges Thema der Bundespolitik. Erst seit etwa 15 Jah-
ren wird Ehrenamt als eine politische Querschnittsaufgabe
betrachtet (Olk/Gensicke 2014: 112). Ein initialer Impuls
dafür wurde durch die 1999 eingesetzte Enquête-Kommis-
sion des Bundestages „Zukunft des Bürgerschaftlichen En-
gagements“ gegeben. In ihrem Abschlussbericht (Deutscher
Bundestag 2002) ist eine Rhetorik des bürgerschaftlichen
Engagements als kommunitarisches Element der Gesell-
schaft erkennbar: „Die Bürgerinnen und Bürger erneuern
mit ihrem freiwilligen Engagement in allen Bereichen des
gesellschaftlichen Lebens Tag für Tag die Bindekräfte unse-
rer Gesellschaft“ (Deutscher Bundestag 2002: 2). Der „er-
möglichende Staat“, wie es heißt, sehe es als seine „na-
turgemäße“ Aufgabe an, die „Kräfte der Gesellschaft darin
zu unterstützen, selbstermächtigt, selbstorganisiert, in so-
zialer und bürgerschaftlicher Verantwortung Beiträge zum
Gemeinwohl zu leisten“ (Deutscher Bundestag 2002: 58).
Der Grundgedanke der Responsibilisierung – eigenverant-
wortliches Handeln für eine Gemeinschaft, für das der Staat
lediglich eine Art äußeren Rahmen und ideellen Impuls
bereitstellt – ist hier deutlich herauszulesen. Als Komple-
ment zum Verantwortung übertragenden „ermöglichenden
Staat“ ist dabei die Rede von einer – Verantwortung über-
nehmenden – „Bürgergesellschaft“ (Deutscher Bundestag
2002: 24).

Der Gedanke einer Gemeinschaft, in der Bürgerinnen
und Bürger „durch das Engagement in selbstorganisierten
Vereinigungen und durch die Nutzung von Beteiligungs-
möglichkeiten die Geschicke des Gemeinwesens wesent-
lich prägen können“ (Deutscher Bundestag 2002: 24), findet
sich in ähnlicher Form auch in der Nationalen Engagement-
strategie von 2010 (Deutscher Bundestag 2010). Diese vom
Bundeskabinett beschlossene Leitlinie knüpft Ehrenamt an
aktuelle politische Aufgaben und dehnt dessen Bedeutung

in wachstumsparadigmatischer Diktion auf die „Sicherung
vonWachstum undWohlstand für alle“ aus (Deutscher Bun-
destag 2010: 3). Ebenso dezidiert wie unscharf wird die
Notwendigkeit ehrenamtlichen Engagements pauschal da-
mit begründet, dass „Staat und Kommunen nicht mehr alles
leisten können“ (Deutscher Bundestag 2010: 3).

Der diesem Dokument zu Grunde liegende Engagement-
begriff bezieht sich im Stil einer Gemeinsinnrhetorik pri-
mär auf einen sozialen Nutzwert des Engagements (zur
Einordnung vgl. Evers/Klie/Roß 2015: 7). Sowohl im Be-
richt der Enquête-Kommission als auch in der jüngeren na-
tionalen Engagementstrategie wird Ehrenamt als graduelle
Ablösung vormals sozialstaatlicher Aufgaben – und damit
als deren Substitut – mit entwicklungspolitischen Forde-
rungen verzahnt. Eigenverantwortliches Engagement kann
damit als positives Gegenstück zu abzulehnender staatli-
cher Unterstützung verstanden werden, wie es der ehemali-
ge Bundespräsident Horst Köhler in einem kontrovers dis-
kutierten Interviewbeitrag bezüglich unterschiedlicher Le-
bensverhältnisse in Deutschland bereits 2004 formulierte
(vgl. Köhler 2004).

Entstehende Fehlstellen infolge des Abbaus sozialstaat-
licher Leistungen werden in engagementpolitischen Dis-
kursen mithin zu „Freiräumen für Selbstorganisation und
Eigenverantwortung“, die durch eine „Kultur der Anerken-
nung“ (Deutscher Bundestag 2002: 131) legitimiert wer-
den. Der auf Bundesebene seit 2003 verliehene „Deutsche
Bürgerpreis“ stellt ein symbolisches Element dieser An-
erkennungskultur dar, die sich auf allen Skalen politisch-
administrativen Handelns wiederfindet. In Thüringen gibt
es beispielsweise seit 2004 das „Thüringer Ehrenamtszerti-
fikat“, seit 2006 die „Thüringer Ehrenamtscard“ sowie seit
2008 die medienwirksame Auszeichnung „Thüringer des
Monats“, verliehen durch den Sender „MDR1 Radio Thü-
ringen“. Im Altenburger Land wird seit 2002 jährlich die
„Goldene Ehrennadel“ an 25 engagierte Personen verliehen;
in einer Festveranstaltung hob die Landrätin dankend her-
vor: „Tausende Menschen in unserem Landkreis sind ehren-
amtlich tätig, ziehen gemeinsam an einem Strang, packen
an und erfüllen all jene Aufgaben, für die der Landkreis
aufgrund immer knapper werdender Kassen nicht mehr auf-
kommen kann“ (Landratsamt Altenburger Land 2014).

Die skizzierten engagementpolitischen Positionen – von
der Bundes- bis zur kommunalen Ebene – sind in zwei-
erlei Hinsicht kritisch zu sehen: Zum einen müssen mit
Pott (2003: 348) normative Bedenken angeführt werden, da
„bei aller Euphorie über erweiterte Formen der Selbstver-
antwortung und demokratischen Teilhabe am Gemeinwesen
[...] die Bedürfnisse der Menschen nach sozialer Sicher-
heit nicht unterschätzt werden [dürfen]“. Zudem bestehe
die Gefahr, dass es sich bei der rhetorischen Aufladung des
scheinbar „lebensweltnahen“ Themas Ehrenamt mit weit-
reichenden demokratiepolitischen Visionen und sozialstaat-
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lichen Reformgedanken schlicht um einen „Deckmantel für
mehr Belastung und weniger Leistung“ handle (Pott 2003:
347 f.). Demnach wäre eine Kommodifizierung und letztlich
(Aus-)Nutzung ehrenamtlichen Engagements durch politi-
sche Instanzen in Rechnung zu stellen. Nach Klein (2015:
12) macht die ökonomische Beanspruchung dabei die För-
derung instrumentell und verletze damit den Eigensinn des
Engagements.

Der zweite Kritikpunkt setzt an der Verkürzung des
komplexen sozialen Phänomens Ehrenamt auf seine kom-
pensatorische Funktion angesichts von Defiziten an, die im
Aufgaben- und Funktionsspektrum staatlichen Handelns
ausgemacht werden. Eine Sichtweise auf Ehrenamt als
Füller für „,Löcher‘ im Dienstleistungsspektrum des mo-
dernen Sozialstaats“ blendet dabei mutmaßlich besondere
Qualitäten des Engagements aus bzw. kann perspektivisch
– im Sinne einer selbsterfüllenden Prophezeiung – zu einer
tatsächlichen Einengung des Tätigkeitsspektrums führen
(Röbke 2012: 13). So werden im Zuge funktionaler und
nutzenorientierter Diskussionen um Ehrenamt subjektbe-
zogene Aspekte bzw. individuelle Handlungslogiken bzw.
Rationalisierungen und deren Einfluss meist ausgeblen-
det. Dies spiegelt sich auch in der bisher geringen Zahl
qualitativ orientierter Fallstudien wider, die sich auf empiri-
scher Basis kritisch mit der Bedeutung von ehrenamtlichen
Engagementformen im Kontext der Daseinsvorsorge im
ländlichen Raum beschäftigen (z. B. Eberhardt/Küpper/
Steinführer 2014; Steinführer/Küpper/Tautz 2014; Stein-
führer 2015). Daraus kann eine normative Falle resultieren,
in die eine ehrenamtsbezogene Forschung gerät, wenn sie
sich nicht von idealisierenden Leitbildern wie dem der
„Bürgergesellschaft“ distanziert und damit „einen Beitrag
zur ,Heranzüchtung‘ des zivilgesellschaftlichen Aktivbür-
gers“ leistet bzw. „den gesellschaftlichen Institutionen
[...] die entsprechende ,Öffnung‘ für engagementwillige
Bürgerinnen und Bürger andozier[t]“ (Schüll 2004: 21).
Vor diesem Hintergrund haben wir einen subjektzentrier-
ten Untersuchungsansatz gewählt, mit dem fallspezifisch
Problemwahrnehmungen und Rationalisierungsformen des
Engagements im ländlichen Raum offengelegt werden
können.

3 Konzeptionelle und methodologische
Überlegungen: Eine subjektzentrierte
Perspektive

mantisch erzeugt und stabilisiert werden. „In this perspec-
tive, a ‘periphery’ is neither a given nor a statistic entity
to be localized on the ‘natural’ margins of certain regional,
national or transnational units. Instead, we interpret ‘peri-
pheries’ as the outcome of complex processes of change in
the economy, demography, political decision-making and
socio-cultural norms and values“ (Fischer-Tahir/Naumann
2013: 9). Sozialstrukturelle Entwicklungen sind demnach
nicht losgelöst von Deutungsprozessen, weshalb Peripheri-
sierung auch nicht als ein primär räumliches Phänomen zu
verstehen ist. Es beschreibt vielmehr „eine sozialstrukturel-
le Entwicklung und gleichzeitig deren Wahrnehmung und
Etikettierung“ (Beetz 2008: 8).

Als Prämisse leiten wir daraus die Notwendigkeit einer
subjektzentrierten Forschung ab (vgl. Meyer/Miggelbrink
2013), die im Kontext dieser Untersuchung dazu dient, re-
gional diskutierte und problematisierte Rahmenbedingun-
gen eines ehrenamtlichen Engagements in ländlichen Räu-
men – wie eben Schrumpfungsprozesse und ihre antizipier-
ten Folgen – in erster Linie nicht als Entitäten bzw. unhin-
terfragte Tatsachen anzunehmen, sondern in ihrer individu-
ell ausgehandelten Relevanz induktiv aus dem empirischen
Material herauszuarbeiten. Schrumpfung ist mithin kein ob-
jektiver oder determinierender Bezug, sondern etwas, wor-
auf potenziell im Zuge lokaler Praktiken Bezug genommen
wird. Entsprechend wird ehrenamtliches Engagement auch
nicht a priori aus quantifizierten Trends und strukturellen
Merkmalen heraus abgeleitet als eine Bewältigungsstrategie
in schrumpfenden ländlichen Regionen aufgefasst, sondern
vielmehr fallspezifisch und daher – klassifizierenden Kau-
salannahmen vorgelagert – hinsichtlich individuell wahr-
genommener alltagsbezogener Herausforderungen und zu-
grunde liegender Handlungslogiken betrachtet.

Vor dem Hintergrund der eingangs geschilderten be-
grifflichen Diffusität einerseits und der kritisch diskutierten
politisch-funktionalistischen Selbstverantwortungsrhetorik
andererseits, kann der Terminus „Ehrenamt“ nicht direkt
in eine analytische Kategorie übersetzt werden, ohne da-
bei durch seine Überfrachtung den Blick auf die sozialen,
alltagsweltlichen Zusammenhänge zu verengen. Konzep-
tionell untersuchten wir daher für den vorliegenden Beitrag
unter dem Begriff Ehrenamt – jedoch inspiriert durch ein
erweitertes Verständnis von Daseinsvorsorge (vgl. Stein-
führer/Küpper/Tautz 2012: 10) – soziale Praktiken bzw.
deren Repräsentationen (vgl. Reckwitz 2008) der gemein-
schaftlichen Gestaltung von Alltag in einer schrumpfenden
ländlichen Region. Bezugnehmend auf wiederkehrende
definitorische Merkmale in der Engagement-Literatur be-
schränken wir dieses Feld auf Praktiken, denen freiwillige
Tätigkeiten ohne Entgelt zugrunde liegen, die nicht aus-
schließlich familien- oder freundschaftsbezogen sind oder
im Rahmen von Organisationen wie Vereinen oder „ver-
festigten Gruppen“ über einen gewissen Zeitraum hinweg

Unser konzeptioneller und methodischer Zugang ist in der 
jüngeren Peripherisierungsforschung verankert. Einem an-
ti-deterministischen und anti-essenzialistischen Ansatz fol-
gend sind ländliche bzw. periphere schrumpfende Regionen 
nicht als abgegrenzt existierende Raumkategorien per se zu 
verstehen, sondern Entitäten, die strukturell wie auch se-
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kooperativ erbracht werden (vgl. Ehrhardt 2011: 15; Holl-
stein 2015: 36 f.). Eine subjektzentrierte Perspektive muss
dabei zudem aus methodologischer Sicht sensibel für eine
Simplifizierung und fallspezifische Entankerung empiri-
scher Ergebnisse sein. Inspiriert durch praxistheoretische
Annahmen Schatzkis, der ein soziales Feld als „mesh of
orders and practices“ versteht (Schatzki 2002: xi) – wo-
bei Praktiken ein „temporally evolving, open-ended set of
doings and sayings” sind (Schatzki 2002: 87) –, leiten wir
ein prozesshaftes Verständnis ehrenamtlichen Engagements
ab. Durch ehrenamtliche Praktiken bzw. ein entsprechendes
„Konglomerat von Alltagstechniken“ (Reckwitz 2003: 289)
werden entlang individueller Handlungslogiken Segmente
der Wirklichkeit konstituiert, die irreduzibel sind, die stets
etwas „Eigentümliches“ (Hillebrandt 2014: 15) aufweisen.
Empirisch betrachtete Arrangements sind folglich nicht als
rigide Entitäten bzw. zeitlos persistente Ordnung, sondern
vielmehr prozesshaft und temporär zu verstehen: „Im Voll-
zug der Praxis entsteht das, was die Praxis als Wirklichkeit
ausmacht“ (Hillebrandt 2014: 15).

Aus dieser praxeologisch begründeten Epistemologie
lassen sich interpretative Grenzen für die empirische Ana-
lyse ableiten: Das Feld ehrenamtlichen Engagements im
Sinne von Praktiken der gemeinschaftlichen Gestaltung
von Alltag, auch wenn es über persistente Elemente im
Sinne von reproduzierten Wissens- und Sinnstrukturen ver-
fügen kann, ist als fortwährend veränderter, raumzeitlich
fixierter Ausschnitt sozialer Wirklichkeit zu verstehen. Im
Folgenden dargelegte empirische Befunde sind demnach
eine Momentaufnahme. Das Ziel besteht darin, Muster
gesellschaftlicher Praktiken zu untersuchen, dabei jedoch
gleichzeitig die Kreativität und Ereignishaftigkeit ver-
schiedener Akteure und Situationen zu berücksichtigen
(Kajetzke/Schroer 2015: 11).

4 Methodische Anmerkungen

Die in der Analyse verwendeten zehn problemzentrier-
ten, jeweils etwa 60-minütigen Interviews (Int_01_PZ -
Int_10_PZ) sowie eine rund 90-minütige Gruppendiskussi-
on (GD_01) wurden von November 2015 bis April 2016
mit ehrenamtlich engagierten Personen im Altenburger
Land durchgeführt. Aus der Gesamterhebung des Projekts
wurden weitere neun Experteninterviews zur Thematik
mit Bürgermeistern (Int_03_Exp, Int_04_Exp, Int_06_Exp,
Int_08_Exp) sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern von
Verwaltungsgemeinschaften (Int_05_Exp, Int_07_Exp) und
des Landratsamtes (Int_01_Exp, Int_02_Exp, Int_09_Exp)
einbezogen.

Um das in Kapitel 3 konzeptionell begründete Feld so-
zialer Praktiken der gemeinschaftlichen Gestaltung von All-
tag in schrumpfenden ländlichen Regionen im Zuge ei-

ner Fallstudie klarer abzustecken, wurde ein Sampling mit-
tels einer Vorab-Auswahl von Gesprächspartnerinnen und
-partnern durchgeführt. Einbezogen wurden ausschließlich
ländliche bzw. dörflich strukturierte Gemeinden im Alten-
burger Land. Ein organisationsbezogener Zugang wurde
über Vereinsstrukturen gesucht, da durch deren Präsenz in
einschlägigen Registern aus forschungspragmatischer Sicht
eine erste Annäherung zum Feld ehrenamtlichen Engage-
ments möglich war. Bei diesem Zugang bleibt kritisch zu
reflektieren, dass vereinsunabhängig engagierte Personen
keine dezidierte Berücksichtigung finden und somit bewusst
der Fokus auf einen bestimmten Teil der organisierten Zi-
vilgesellschaft gelegt wird. Der thematische Schwerpunkt
wurde, entsprechend eines weit ausgelegten Verständnis-
ses von (subjektiver) Lebensqualität im Kontext der Da-
seinsvorsorge, auf den Bereich Kultur und Orts- bzw. „Hei-
matpflege“ (im wörtlichen Selbstverständnis der Heimat-
vereine) gelegt. In dem Wissen, dass dies nur einen Aus-
schnitt aus der Breite ländlicher Engagementformen dar-
stellt, wurde dieser Bereich absichtlich mit dem Ziel ge-
wählt, die skizzierten Diskussionen bezüglich einer bür-
gerschaftlichen Übernahme als „lebensnotwendig“ einge-
stufter Güter und Dienstleistungen um bisher wenig rezi-
pierte, teils vernachlässigte Aspekte jenseits ,klassischer‘
Infrastruktur zu erweitern. Als weiterer Selektionsparame-
ter wurde der Organisationsgrad einbezogen, wobei keine
größeren, institutionalisierten (Wohlfahrts-)Verbände, son-
dern ausschließlich kleinere Vereine auf einer lokalen und
weniger professionalisierten Ebene kontaktiert wurden.

Das transkribierte und anonymisierte Material wurde
nach dem Verfahren der qualitativen Inhaltsanalyse (vgl.
Mayring 2010) unter Zuhilfenahme der Software MaxQDA
analysiert. Im Sinne eines inhaltlich-strukturierenden Ko-
dierens wurden dabei primär induktiv – durch mehrmaliges
reflexives Durcharbeiten der Transkriptionen – Sinnstruk-
turen in einer Art Rückkopplungsschleife eng am Material
herausgeschält (vgl. Mayring 2008: 474). Die im Folgenden
beschriebenen empirischen Befunde entspringen in ihrer
Struktur also nicht Vorannahmen und Vorabüberlegungen
unsererseits, sondern bewegen sich nah an den geschilder-
ten Alltagsbezügen der ehrenamtlich Engagierten.

5 Empirische Befunde: Lokale Initiative und ihre
Rahmenbedingungen

5.1 Soziale Aushandlung von Verantwortlichkeiten
zwischen kommunal-hauptamtlichen und
ehrenamtlichen Akteuren

Eine erste Beobachtung ist die schleichende Ausdehnung
ehrenamtlichen Engagements in der Untersuchungsregion.
Ehrenamtlich Engagierte, so ein wiederkehrender Topos der
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Gespräche, führen seit einiger Zeit vermehrt Tätigkeiten
aus, die vormals teilweise oder vollständig im Aufgaben-
bereich der Kommunen lagen. Diese Verlagerung wird von
den Interviewpartnerinnen und -partnern weitgehend unhin-
terfragt hingenommen. Verschiebungen werden überwie-
gend – eingebettet in subjektbezogen-individuelle Motiv-
komplexe des Engagements – pragmatisch als Notwendig-
keit interpretiert. So beschreibt die Mitarbeiterin einer Ver-
waltungsgemeinschaft im Altenburger Land auf die Frage
hin, ob sie in den letzten Jahrzehnten eine Veränderung in
der Rolle des Engagements in der Region wahrgenommen
hätte:

Es ist früher wie heute wichtig [...] Gut, verändert
vielleicht in dem Sinne, es gibt immer weniger haupt-
amtliches Personal, das ist normal. Es müssen ja
überall Stellen abgebaut werden, weil einfach die
Finanzkraft der Kommunen nicht mehr ausreicht, so
dass es immer mehr ehrenamtliche, engagierte Bür-
ger braucht, um einen gewissen Standard zu halten.
[...], was Festigkeiten und Feierlichkeiten anbelangt
(Int_05_Exp: 213 ff.).

Andere Interviewpartnerinnen und -partner bestätigen, dass
immer mehr Vereine gemeinschaftliche Aktionen in Eigen-
regie organisieren, weil „ein gewisser Standard“, der jedoch
nicht expliziert wird, aufgrund kommunaler Finanzlagen
anders schwer zu halten sei:

A: Die Strukturen haben sich ja auch bisschen geän-
dert. Früher wurde das Dorffest von der Kommune,
organisiert, finanziert.
B: Und jetzt sind es die Vereine! [...]
A: Große Vereine, die das auf ihre Fahne geschrieben
haben und das weitermachen. Und die müssen dann
natürlich auch sehen, das muss sich ja tragen irgend-
wann. Es gibt keine Zuschüsse von der Stadt. Die Stadt
ist unterfinanziert [...] Das Dorffest war immer ein
Anziehungspunkt. Vor allen Dingen für junge Leute
aus dem ganzen Kreisgebiet eigentlich! (Int_02_PZ:
436 ff.).

ten ist vielmehr in lokale und anlass- bzw. auch personen-
bezogene Zusammenhänge eingebettet und bringt folglich
keine generalisierbaren Konstellationen hervor. So scheint
die ehrenamtliche Übernahme kommunaler Aufgaben in
den betrachteten Engagementfeldern auch nicht ausschließ-
lich strukturell bzw. finanziell induziert. In einem Interview
werden diesbezüglich zum Beispiel auch bürokratisch-ver-
waltungsbedingte Unbeweglichkeiten der Gemeinde ange-
führt. So berichtet ein Mitglied eines Vereins, der für die
Pflege eines örtlichen Denkmals Spenden sammelt:

Und die Gemeinde findet das, die will das [die Spen-
den] gar nicht haben, denen wollten wir es geben, da
haben die gesagt: Wenn wir das machen, dann müs-
sen wir eine Ausschreibung machen, da müssen wir
immer drei Angebote einholen und Formalien beach-
ten. Wenn das über euch läuft, also über den Verein, da
müssen wir das alles nicht [...] Und da ist es passiert
(Int_10_PZ: 108).

Diese Beweggründe für die Aufgabenteilung werden ver-
einzelt durchaus sarkastisch reflektiert. Auf die Frage hin,
ob es von der Kommune Unterstützung für das Engagement
der Vereine gebe, antwortet ein ehrenamtlich Mitwirkender
in einem Heimatverein: „Meistens ist es so, dass die Verei-
ne der Kommune was bringen und, ja, eventuell mal gesagt
wird, schön dass ihr da seid“ (Int_08_PZ: 102 ff.).

Über die vermisste Unterstützung und Anerkennung der
ehrenamtlichen Arbeit hinaus wird jedoch in keinem der In-
terviews die empfundene Verantwortungsverlagerung durch
die Gesprächspartnerinnen und -partner als etwas Oktroy-
iertes oder Aufgezwungenes beschrieben. Die kritischste
Position ob der diffusen Grenzen zwischen ehrenamtlichen
und kommunalen Aufgaben nimmt eine Mitarbeiterin des
Landratsamtes ein:

Die Politik sagt auch immer sehr oft, naja, wir können
das jetzt nicht finanzieren, aber das kann ja im Eh-
renamt gemacht werden [...] Dann denk ich immer so
für mich, sicherlich sind das schöne Aufgaben oder so,
aber es muss auch alles seine Grenzen haben [...] Und
in dem Bereich würde ich mir manchmal von der Poli-
tik wünschen, dass es da Möglichkeiten gäbe, weil es
gibt ja viele Vereine, die können wirklich nicht, weil es
eben so kleine Vereine sind, aber wo es dann eben an-
dere Möglichkeiten gäbe, die Vereine zu unterstützen,
die Menschen (Int_09_Exp: 188).

Auffallend bei dieser Forderung nach mehr Unterstützung
für das Engagement ist eine unspezifische Identifizierung
der Schuldigen. Es ist die Rede von „der Politik“ und
nicht von adressierbaren kommunalen Akteuren oder dem
Landratsamt als einer Förderinstanz der Vereinstätigkeit im
Landkreis. Diese Einbettung der Aushandlung von Verant-
wortlichkeiten in diffuse übergeordnete („politische“) Zu-

Wie in dieser Schilderung ehrenamtlich Tätiger im Bereich 
der Kinder- und Jugendarbeit wird den Vereinen generell 
eine tragendere Rolle für den Erhalt von Aspekten der Le-
bensqualität vor Ort zugesprochen als der Kommunalver-
waltung selbst. Ein Mitarbeiter im Landratsamt räumt in 
diesem Zusammenhang zwar ein, dass einiges „sicherlich 
gemeinsam mit der Gemeinde oder mit den Kommunen“ 
durchgeführt werde, „aber ohne das Engagement der vie-
len Menschen würde vieles gar nicht möglich sein. Weil es 
könnte gar keiner stemmen so“ (Int_09_Exp: 200).

Hier klingt auch an, dass es keine klar definierte Gren-
ze zwischen ehrenamtlichen und kommunalen Aufgaben 
zu geben scheint. Die Aushandlung von Verantwortlichkei-
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sammenhänge findet sich in einigen Interviews wieder –
jedoch meist in einer rationalisierend-legitimierenden, we-
niger anklagenden Konnotation. Ein Beispiel dafür liefert
das Mitglied eines Vereins, der sich für die Instandhaltung
eines bereits etwa 50 Jahre alten, vormals kommunal finan-
zierten und von der Schließung bedrohten Freibads einsetzt.
Dieser Verein erhält Zuschüsse von der Kommune, küm-
mert sich aber zu einem großen Teil selbst um Einnahmen
für den Betrieb des Freibads. Der Gesprächspartner sieht
die Entlastung der Kommune im Vordergrund und strebt
daher mittelfristig eine vollständige finanzielle Unabhän-
gigkeit an:

Wir wollen ja die Gemeinde entlasten, weil es gibt
ja nicht bloß das Freibad. Das Freibad ist eigentlich,
was Spaß macht, gut, zum Baden gehen, aber es gibt
ganz andere Aufgaben, die wir haben: Kindergärten,
Schulen, wir wollen lieber, dass die Schule erhalten
bleibt im Ort, das ist schon bloß noch eine Grund-
schule [...] Das ist eigentlich nur ein Gedanke jetzt,
dass sie die Kosten oder beziehungsweise das Geld,
was sie uns als Zuschuss geben, vielleicht woanders
einsetzen können (Int_01_PZ: 132).

Deutlich wird, dass die Übernahme vormals durch die Ge-
meinde getragener Aufgaben nicht als konfliktbehaftet und
aufoktroyiert wahrgenommen wird, sondern mittels des
Verweises auf prekäre Kommunalfinanzen rationalisiert
und legitimiert wird. Responsibilisierung führt nicht zur
Schuldzuweisung. Eher scheint das Gegenteil der Fall:

Sie [die Gemeinde] konnte es ganz einfach nicht, es
geht nicht [...] Wir haben 800 Einwohner, mit an-
grenzenden Dörfern noch knapp über 1.000. Das geht
nicht, so eine Gemeinde kann sich so ein Bad nicht
leisten (Int_01_PZ: 119 ff.).

Die Gemeinde selbst wird vom interviewten Mitglied des
Freibad-Fördervereins unter einem übergeordneten Druck
wirtschaftspolitischer Zwänge gesehen, aufgrund derer sie
immer weniger Geld für Aspekte von Daseinsvorsorge aus-
geben kann, auch wenn sie dies, wie viele Gesprächspart-
nerinnen und -partner betonen, gern tun würde (vgl. Kapi-
tel 5.2).

Dass insgesamt pragmatische Haltungen der Rechtferti-
gung und Legitimation der Übernahme kommunaler Auf-
gaben im Bereich Kultur und Orts- bzw. „Heimatpflege“
dominieren, scheint damit zusammenzuhängen, dass ehren-
amtliches Engagement lokal primär als freiwilliges, intrin-
sisch motiviertes Handeln verstanden wird. Diesbezüglich
konstatiert ein Engagierter für die Mitglieder seines Ver-
eins: „Zwingen tut uns niemand dazu. Also wir machen
schon auch alles freiwillig und aus eigener Motivation“
(Int_09_PZ: 160). Engagement scheint demnach etwas In-
dividuelles zu sein, das aus mehr oder weniger selbstbezo-

genen Motiven heraus entsteht und als solches von den Ak-
tiven – wenn überhaupt – erst sekundär innerhalb entwick-
lungspolitischer Zusammenhänge als struktureller Lücken-
füller in schrumpfenden Regionen verortet wird. Die Aus-
handlung von Verantwortlichkeiten wird also nicht – wie die
weiter oben diskutierten engagementpolitischen Positionen
suggerieren – als ein strategisches, initiiertes Programm im
ländlichen Raum wahrgenommen, auch wenn diese pro-
grammatischen Positionen womöglich die Rahmenbedin-
gungen schaffen, dass eben solche Verantwortungsverlage-
rungen als alternativlos verhandelt werden. Ein Mitglied in
einem Verein zur lokalen Kulturförderung reflektiert dies
auf einer abstrahierten Ebene:

Das ist ganz wichtig, dass du den Leuten das auch klar
machst, dass die das nicht für irgendjemanden ma-
chen, nicht für Erich Honecker früher oder heute für
Angela Merkel, sondern für sich selber. Die machen
das für sich selber (Int_04_PZ: 437).

Weiter betont der Gesprächspartner,

dass wir nicht warten können, dass irgendjemand von
oben kommt. Egal von ganz oben oder von nicht ganz
oben und uns da oben wohl sagt: Also wir haben
jetzt eine Idee, das machen wir jetzt mal für euch
(Int_04_PZ: 444).

Dieses Bewusstsein einer eigenen Verantwortung offenbart
die intrinsische Dimension des Engagements. Die Aushand-
lung von Verantwortlichkeiten zwischen kommunal-haupt-
amtlichen und ehrenamtlichen Akteuren ist auf einer so-
zialen Ebene angesiedelt und angetrieben durch persönli-
che, lebensweltlich eingebettete Motive: Sei es das oben
erwähnte Mitglied des Freibadvereins, das nach der Rück-
kehr in seine Heimat „auch mal was für den Ort tun [möch-
te]“, denn „der hat dir ja auch einiges gegeben, da gibst
du ihm was zurück“ (Int_01_PZ: 118), sei es der Kunst-
förderer, dem daran gelegen ist, „dass wir uns nicht in
Geschichts- und Gesichtslosigkeit verlieren und dass alles
bloß noch dieser Einheitsbrei ist und Interessenlosigkeit“
(Int_04_PZ: 426), oder das Mitglied eines Heimatvereins,
das gern „das, was wir so im stillen Kämmerlein erforschen
unter die Leute bringen [möchte]“ (GD_01: 603) und dabei
eine Gemeinschaftlichkeit im Dorf aufrechterhalten will,
„... dass man sich sieht, dass man miteinander reden kann“
(GD_01: 678), der Rechtsanwalt, der über seine Vereinsar-
beit zur Verschönerung der Gemeinde auch „ein bisschen
Kontakt zum Volk haben will“, oder eine ältere ehrenamt-
lich engagierte Person, der es schlicht „ein Bedürfnis [ist],
irgendwie was zu machen. Ich würde mich zu Hause zu
Tode langweilen“ (Int_02_PZ: 1054). Hinzu kommt das in
den Argumentationslinien immer wieder durchscheinende
Motiv, Bestehendes bewahren zu wollen. Dies kann sich
auf die explizite Erhaltung von langjährig etablierten Dorf-
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jedoch selten zu einer direkten Schuldzuweisung und hal-
ten die Gesprächspartnerinnen und -partner letztlich auch
nicht von ihrem Engagement ab. Im Zuge der skizzierten
Notwendigkeit des Ehrenamts werden die als ursächlich
problematisierten Rahmenbedingungenmehrheitlich auf ei-
ner Ebene jenseits direkter kommunaler sozialer Bezüge im
ländlichen Raum und damit meist auch außerhalb der all-
täglichen Reichweite der Akteure verortet.

5.2 Identifikation von Einflussfaktoren auf das
Engagement der Akteure

Im Kontext der Bedeutung ehrenamtlichen Engagements
auf der Gemeindeebene lassen sich bestimmte politische
Rahmenbedingungen identifizieren, die mit der Ausübung
des lokalen Engagements direkt oder indirekt interferie-
ren. Ein erster Einflussfaktor, die Engagementförderung,
entfaltet eine ganz unmittelbare Wirkung, die von allen
Gesprächspartnerinnen und -partnern problematisiert wird.
Ein Mitarbeiter im Landratsamt, der selbst ehrenamtlich in
mehreren Vereinen engagiert ist, resümiert kritisch:

Nach der Wende ist es ein bisschen komplizierter ge-
worden, [...] es dreht sich jetzt halt viel ums Finanzi-
elle, auch in den Vereinen. Ohne Geld überlebt kein
Verein und das ist immer das, was im Hinterkopf sitzt
(Int_09_Exp: 240).

Aus dieser Beschreibung geht hervor, dass in jüngerer
Vergangenheit monetäre Aspekte als das soziale Feld des
Ehrenamts im Altenburger Land zunehmend überprägend
wahrgenommen wurden. Der Umstand, dass die Finan-
zierung und damit letztlich auch die Abhängigkeit von
institutionalisierter Engagementförderung eine große Rolle
spielen, führt dazu, dass die finanzielle Realisierbarkeit ei-
nem beschriebenen ehrenamtsbezogenen Idealismus latent
entgegensteht. Auf die Frage, ob bestimmte ehrenamtli-
che Tätigkeiten auch ohne die Förderung machbar wären,
antwortet ein in einem Filmverein Engagierter:

Geht gar nicht. Da bin ich auch relativ knallhart. Also
weil, natürlich schmückt sich ja jeder gern mit solchen
Veranstaltungen, macht man das Filmfest und so wei-
ter. Wenn kein Geld da ist, kann ich kein tolles Filmfest
machen ((lacht)) (Int_03_PZ: 139 ff.).

Aufgrund der Abhängigkeit scheint es für die Arbeit der
Vereine umso problematischer, dass eine angemessene fi-
nanzielle Förderung seitens der Kommune – anders als
direkte materielle Unterstützungen wie Räumlichkeiten
(z. B. Int_06_PZ: 103) – teils als unmöglich wahrge-
nommen wird. Eine im kulturellen Bereich engagierte
Gesprächspartnerin beklagt:

Finanzieren ist eine ganz große Geschichte, aber
machen wir nicht über die Kommune ((seufzt)) ((über-

festen (Int_02_PZ: 452; Int_07_PZ: 65), alten Bauernhöfen 
(Int_09_PZ: 45), von „Dorfkultur“ (GD_01: 453), Ortsge-
schichte (Int_07_PZ: 15) oder eines symbolträchtigen, alten 
Baumes auf dem Dorfplatz (Int_10_PZ: 100) beziehen.

Es scheinen oft weniger abstrahierte gesellschaftspoli-
tische Anspruchsartikulationen, sondern vielmehr indivi-
duell-biographische bzw. konkret lokal verankerte Beweg-
gründe und Ziele zu sein, welche Engagement begründen. 
Dies verdeutlicht den bereits eingangs beschriebenen Wan-
del des Ehrenamts hin zu diversifizierten Themenfeldern 
und Handlungslogiken, wobei einmal mehr deutlich wird, 
dass es die Ehrenamtlichen als eine homogen agierende 
Einheit im Kontext einer Regionalentwicklung nicht gibt. 
Folglich kann auch an keine solch imaginierte Einheit 
durch ideell-politische Positionen, die der Überwindung 
von Strukturschwäche im ländlichen Raum dienen sol-
len, appelliert werden. Selbst vor dem Hintergrund der 
empirisch durchaus feststellbaren Aufgabenverlagerung in 
einem Ausschnitt des ehrenamtlichen Engagements in der 
Untersuchungsregion wäre es demnach – im Sinne unse-
rer subjektzentrierten Forschungsperspektive – fälschlich 
pauschalisierend, von einer allgemeinen Responsibilisie-
rungstendenz in dem Ehrenamt auszugehen.

Zusammenfassend: Die interviewten Engagierten neh-
men eine Verlagerung von Verantwortlichkeiten wahr, pro-
blematisieren diesen Aspekt der Responsibilisierung in un-
serem Beispiel jedoch kaum. Aushandlungsprozesse schei-
nen wenig konfliktbehaftet zu sein und die Grenzziehung 
zwischen kommunaler und ehrenamtlicher Verantwortlich-
keit – wenn auch diffus bzw. wenig konkretisiert – offen-
bart sich im fallspezifischen Rahmen der Erhebung nicht als 
Streitpunkt. Zu vermuten ist, dass die Übernahme von ori-
ginär kommunalen Aufgaben durch Vereinsarbeit vor dem 
Hintergrund multipler akteurspezifischer Bezüge oft nicht 
als solche interpretiert wird. Sie ist im abstrakten Sinne 
vielmehr eine (neue) Notwendigkeit, „um einen gewissen 
Standard zu erhalten“ (Int_05_Exp: 213 ff.), die überwie-
gend durch nicht beeinflussbare politische Rahmenbedin-
gungen legitimiert wird.

Diese scheinbare Selbstverständlichkeit, mit der Engage-
ment bezugnehmend auf äußere Einflüsse begründet wird, 
bedeutet nicht, dass dies in jedem Fall ohne Reibung ver-
läuft. Vereinzelt sprechen Interviewpartnerinnen und -part-
ner auch von Gefühlen der individuellen Überforderung, da 
man „ständig oder immer mehr an seine Grenzen [stößt], 
das will ich gar nicht verschweigen“ (Int_09_PZ: 90). Die 
Gründe für diese Überforderung sind vielfältig. Sie rei-
chen von familiärer Einbindung (vgl. GD_01: 680), berufli-
cher Belastung (vgl. Int_09_PZ: 90), mangelnder Nachfra-
ge (vgl. Int_02_PZ: 90) und Anerkennung (Int_04_PZ: 452) 
aus der Bevölkerung bis hin zu einem als hoch bemesse-
nen Arbeitsaufwand bei der Organisation kultureller Events 
(vgl. Int_10_PZ: 246). Diese individuellen Hürden führen
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legt)). Kommune haben wir irgendwann schon mal
schnell abgeschrieben. Einfach kein Geld da und das
ist so Bettelei, da sind wir nicht scharf drauf, das wol-
len wir dann auch nicht machen, weil kommt sowieso
nichts hinten rum [...] Also die Kommunen würden
liebend gern die Vereine unterstützen, aber sie können
es einfach nicht (Int_06_PZ: 103 ff.).

Die Schuld für fehlende Finanzierungsmöglichkeiten wird
wiederum bei übergeordneten Sachzwängen wie beispiels-
weise wenig beeinflussbaren Umverteilungsmechanismen
(Kreisumlagen) zwischen Gemeinden und Landkreis, feh-
lenden Gewerbesteuereinnahmen (Int_05_Exp: 229 ff.)
oder auch priorisierten Infrastrukturausgaben gesehen
(Int_10_PZ: 88). Ebenso wird vereinzelt die grundlegen-
de Schwerpunktsetzung der finanziellen Förderung auf
Landesebene infrage gestellt. Ein Interviewpartner äußert
diesbezüglich vor dem Hintergrund einer abgelehnten Mit-
telbeantragung beim Land Thüringen Zweifel, würden
doch schon wenige Mittel – „da reichen manchmal zwei-
bis fünfhundert Euro, für einen Verein“ (Int_05_PZ: 170)
– einen großen Unterschied machen.

Die durch prekäre Haushaltsbedingungen stark einge-
schränkten Fördermöglichkeiten führen gelegentlich zu al-
ternativen Ideen: Spenden (z. B. Int_01_PZ: 31), Mitglieds-
beiträge (z. B. Int_05_PZ: 217), Einnahmen durch Feste
(z. B. Int_08_PZ: 115), Sponsoren (Int_02_PZ: 385), Lotto-
mittel (Int_06_PZ: 111), Werbetafeln (Int_01_PZ: 31) oder
der Vertrieb von Büchern und Broschüren (GD_01: 716)
stellen reguläre Finanzierungsquellen dar.

Erschwerend kommt das geltende Vereinsrecht hinzu.
Aus der Sicht einiger Interviewpartnerinnen und -partner
schränkt dies ihr Engagement, insbesondere von Seiten des
Finanzamtes, ein. So kann der Verein zur Erhaltung des
Freibads zum Beispiel keine Rücklage aus eingenomme-
nen Spenden bilden, die für größere Schadensfälle notwen-
dig wäre (Int_01_PZ: 81). Ein anderer Gesprächspartner
beschreibt hohe Hürden, um überhaupt lokale Initiativen zu
starten. So sieht er das Aufstellen einer Satzung zum Erhalt
eines Gemeinnützigkeitsstatus nach Vereinsrecht durch die
damit einhergehende Prüfung des Finanzamts als unnötige
Schwierigkeit: „Das ist gar nicht so einfach wie sich das der
Schöpfer denkt! [...] Da habe ich noch einiges dazugelernt“
(Int_10_PZ: 120). Er befürchtet darüber hinaus: „dieses Fi-
nanzamtszeug, dieses Satzungszeug, das macht eigentlich
bürgerschaftliches Engagement platt [...] Ja, weil du bist
im Handlungsspielraum so eingeschränkt, das ist nicht gut“
(Int_10_PZ: 265 ff.).

Neben den Logiken der Engagementförderung werden
zweitens Strukturreformen als interferierende Größen ange-
sprochen. Im Altenburger Land ist es insbesondere die lang-
jährige Diskussion, durch Zusammenlegung bzw. Fusionie-
rung von Gemeinden Verwaltungskosten zu sparen. Von po-

litischer Seite werden diese im Kontext rezenter Schrump-
fungsprozesse und schwieriger Haushaltssituationen, ins-
besondere in ländlichen Regionen, als unabdingbar ange-
sehen. Im Leitbild „Zukunftsfähiges Thüringen“ heißt es:
„Eine Verwaltungs-, Funktional- und Gebietsreform würde
helfen, die finanzpolitischen wie demografischen Heraus-
forderungen zu meistern“ (Freistaat Thüringen 2015: 3). Im
Kontext der untersuchten Engagementformen mit ihrer lo-
kalweltlichen Orientierung wird dies erwartungsgemäß kri-
tisch gesehen. Die Mitarbeiterin einer Verwaltungsgemein-
schaft äußert die generelle Sorge, dass die „Bürgernähe“ der
bisherigen Gebietsstruktur durch die geplanten Veränderun-
gen verloren gehen würde (Int_05_Exp: 71 ff.). Mit diesem
befürchteten Verlust der „Bürgernähe“ durch die Etablie-
rung flächenmäßig größerer Strukturen sieht sie dabei ganz
praktische Implikationen für die Ausübung des Ehrenamts:

Bei einer Gebietsreform kann ich auch nicht sagen,
bleiben die Vereine alle. Weil das dann mit Sicherheit
nicht mehr so unbürokratisch, manche Sachen ablau-
fen, kann ich mir vorstellen, [...] je größer die Struk-
turen werden. Wenn wir beispielsweise der Stadt an-
gegliedert werden – ich weiß nicht, ob dann noch so
unbürokratisch einfach mal der große Saal im Kultur-
haus vermietet wird (Int_05_Exp: 332 ff.).

Eine direkte materielle, ,unbürokratische‘ Förderung wird
durch mögliche Gebietsreformen als existenziell bedroht
gesehen. Die Auflösung aktueller Gemeindestrukturen wür-
de zu einer Entankerung des Engagements führen und –
ganz praktisch – logistische Fragen verkomplizieren, in-
folgedessen ein Rückgang des Engagements zu befürchten
wäre (z. B. Int_05_Exp: 360). Darüber hinaus wird jedoch
auch noch auf einer viel allgemeineren Ebene argumentiert:

Die Leute wollen gar nicht so viel Verunsicherung ha-
ben [...] Und so will man nicht, dass jetzt hier die
ganzen Strukturen alle auf einmal über den Haufen
geworfen werden, weil da gibt es auch, ja, das hat
auch etwas mit Mentalität zu tun. Und damit macht
man eigentlich auch bürgerschaftliches Engagement
kaputt, indem von oben ((nachahmend)). Das machen
wir halt, tschüss, was interessiert uns eure Meinung
(Int_10_PZ: 200).

In dieser Schilderung eines Ehrenamtlichen klingt zum
einen eine diffuse skalare Differenzierung zwischen dem
etablierten, mit Sicherheit assoziierten Lokalen und der
das Engagement verunsichernden Politik an. Zum anderen
wird daran aber auch eine implizite lokale Verankerung des
ehrenamtlichen Engagements deutlich, die – mal mehr und
mal weniger explizit – von nahezu allen Gesprächspartne-
rinnen und -partnern aufgegriffen wird. Gewohnte Gemein-
destrukturen scheinen den ehrenamtlichen Tätigkeiten als
handlungsrelevanter Raumbezug zugrunde zu liegen. Die
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(antizipierte) Auflösung dieser Bezüge wird folglich als
durch politische Willkür initiierte Destabilisierung verstan-
den, die daraufhin die grundlegenden Handlungslogiken
des Engagements infrage stellt:

Und die Gefahr sehe ich halt auch, wenn jetzt diese
Gebiete groß zusammengelegt werden, [...] dass dann
gesagt wird: ,Mein ehrenamtliches Engagement, für
was?‘ Weil das dann definitiv nicht mehr so einfach
sein wird, wie das hier der Fall ist (Int_05_Exp: 357).

In der rhetorisch gestellten Frage, die den konstitutiven Ge-
halt des Ortsbezugs unterstreicht, scheint ein dritter Ein-
flussfaktor durch, der als regionaler gesellschaftlicher und
ökonomischer Wandel umschrieben werden kann. Er mani-
festiert sich vornehmlich in der Reflexion der „Nachwuchs-
problematik“ und insbesondere in einem beklagten Mangel
an „Bindungsmöglichkeit“ und „Bindungsbereitschaft“ Ju-
gendlicher (z. B. Int_10_PZ: 144 ff.). Als ein Grund für
ausbleibendes Engagement wird unter anderem die durch
den Arbeits- bzw. Ausbildungsmarkt in der Region beding-
te Abwanderung insbesondere junger Menschen angeführt.
Wie ein Interviewpartner beschreibt, fehlt durch dieses –
durchaus als „normal“ betrachtete – Mobilitätsverhalten das
„Bodenständige“ im Sinne eines „Verhaftet-Seins mit der
Region“ (Int_09_PZ: 118 ff.). Dieser Umstand wird kritisch
in Bezug auf ein potenzielles Engagement gesehen, denn
„die Leute, die sich engagieren, die sind die Bodenständi-
gen“ (Int_09_PZ: 126). Fehlende abstrakt-ideelle Bindun-
gen zum Ort und praktische Erfordernisse des Arbeits- und
Ausbildungsmarktes werden als zwei Seiten derselben Me-
daille dargestellt:

Und das ist eben schade, dass heute viele jünge-
re Menschen durch die schlimmen Arbeitsumstände,
dass sie sonntags auf Montage gehen und so weiter,
denen fehlt ja diese Bindung an den Ort, wo sie woh-
nen, weil sie kaum Zeit haben, sich irgendwie mal
zu engagieren [...] Da würde mancher sicher noch
mehr tun können, wenn nicht diese Bedingungen so
schwierig wären (Int_07_PZ: 29 ff.).

Neben dem Arbeits- und Ausbildungsmarkt wird insbeson-
dere die Thüringer Bildungspolitik thematisiert. Diese tra-
ge – durch Zentralisierungstendenzen des Schulnetzplanes
(vgl. Kreistag Altenburger Land 2013) – ebenfalls zu einer
mangelnden Ortsbindung junger Menschen und in der Fol-
ge zu einer geringeren Bindung an die als lokal verankert
betrachtete Vereinsarbeit bei:

Interviewer: Was denken Sie woran das liegt, dass es
so ein Nachwuchsproblem gibt?
Gesprächspartner: Das liegt in der, meiner Meinung
nach, in der Struktur unserer Bildungspolitik [...] Der
Ort hat das große Glück, eine Grundschule zu haben.

Da gehen die bis zur vierten Klasse hier her und da-
nach verteilen die sich irgendwo. Die Kinder haben
ganz wenig Bindung an ihren Ort. Die haben auch
kein Interesse zu ihrem Ort. Woher denn auch? Die
sind in Altenburg oder wo in der Schule (Int_08_PZ:
19 ff.).

Die fehlende Bindung zum Ort durch die ausbildungsbe-
dingte Abwesenheit der Jugendlichen wird im weiteren Ge-
sprächsverlauf direkt mit einer geringen Engagementbereit-
schaft in Zusammenhang gebracht, denn „irgendwo geht die
das ja [dann] nichts an“ (Int_08_PZ: 26). Zudem sind Bil-
dungseinrichtungen in ländlichen Gemeinden durch Koope-
rationen zwischen Schulen und Vereinen teils auch Anlauf-
stellen für die aktive Nachwuchsakquise im Bereich Kultur
und Orts- bzw. „Heimatpflege“ (vgl. GD_01: 511), wes-
halb eine drohende Schulschließung aufgrund zu geringer
Schülerzahlen nicht nur als eine Identitätskrise für den Ort,
sondern auch als ein existenzielles Problem für die Nach-
haltigkeit des Engagements gesehen wird (vgl. GD_01).

Die von den Interviewten angeführten Einflussfaktoren
– (prekäre) Engagementförderung, territorial-administrati-
ve Strukturreformen und die Bedingungen des Arbeits- und
Ausbildungsmarktes – zeigen, dass bestimmte übergeord-
nete Einflussfaktoren maßgeblich direkt bzw. – im Falle
der noch nicht realisierten Gemeindegebietsreformen – in-
direkt über Befürchtungen und Gefühle der Verunsicherung
mit der lokalen Ausübung des Engagements interferieren.
Damit deutet sich eine Diskrepanz zwischen dem nachvoll-
zogenen Verständnis des ehrenamtlichen Engagements als
etwas individuell Motiviertem und lokal Verhaftetem und
den problematisierten Rahmenbedingungen an, welche das
Engagement erschweren bzw. in seiner Logik infrage stel-
len.

6 Diskussion und Fazit

Aus den empirischen Befunden leiten wir drei fallspezifi-
sche Erkenntnisse für ehrenamtliches Engagement in einer
schrumpfenden ländlichen Region ab: Die erste Erkenntnis
bezieht sich im Sinne der subjektzentrierten Perspektive auf
die unauflösbare Verknüpfung der Aushandlung von Ver-
antwortlichkeiten zwischen ehrenamtlichen und kommunal-
hauptamtlichen Akteuren mit den heterogenen individuellen
Handlungslogiken und Motiven – seien es Gemeinschafts-
sinn, persönlicher Interessenbezug oder das Bedürfnis, et-
was Vorhandenes zu bewahren. Das eigene Engagement vor
Ort wird nicht als eine Strategie reflektiert, um Probleme
von Schrumpfung im ländlichen Raum abzufedern. Die Idee
der (Fremd-)Responsibilisierung ehrenamtlich Engagierter,
wie sie in Kapitel 2 diskutiert wurde, findet – sofern sie
als aktive politische Strategie der Mobilisierung von Ak-
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teuren verstanden werden soll – in unserem empirischen
Beispiel keinen Widerhall. Hier dominieren subjekt- und
lokalspezifische Einbettungen, die eher einer Selbstrespon-
sibilisierung entsprechen (vgl. Steinführer 2015). Die Ver-
schiebung vormals kommunal organisierter Aufgaben ins
Ehrenamt wird als sozialer Prozess mit diffusen Grenzen
beschrieben, der von Fall zu Fall ausgehandelt wird. Die
oft optimistische Annahme einer entwicklungspolitischen
Rolle des Ehrenamts – unter der fälschlich pauschalisie-
renden Voraussetzung einer Gemeinschaft der Ehrenamtli-
chen – ist kritisch zu hinterfragen. Diese Skepsis soll nicht
suggerieren, dass ehrenamtliches Engagement keine bedeu-
tende Funktion in ländlichen Regionen vor Ort innehat –
dies wurde schließlich von allen Interviewpartnerinnen und
-partnern vielfältig beschrieben. Sie hat aber eine konzepti-
onelle und politische Implikation: Bei der Analyse und vor
allem Politisierung des Engagements müssen lokale Hand-
lungslogiken fall- und engagementspezifisch berücksichtigt
werden, um das komplexe soziale Feld nicht auf eine sim-
plifizierende Bewältigungsstrategie von wegfallender Da-
seinsvorsorge im Kontext von Schrumpfungsprozessen im
ländlichen Raum zu beschränken. Die Bedeutung und Aus-
gestaltung ehrenamtlicher Engagementformen ist letztlich
keine Folge von Strukturen und daraus abgeleiteter Model-
le; sie ist untrennbar an die Akteure und ihre alltagsbezo-
genen Wahrnehmungen und Beweggründe geknüpft.

Daran schließt die zweite Erkenntnis an: Der Raum des
Ehrenamts ist das Lokale. Kommunale bzw. Gemeinde-
strukturen sind Bezugspunkte, mittels derer die meisten In-
terviewten ihr Engagement verorten. Dabei zeichnet sich
ein identitätsstiftender Antagonismus zwischen dem lokal
Vertrauten und den als problematisch betrachteten überge-
ordneten Rahmenbedingungen ab. Lokal wahrgenommene
Probleme werden nicht gleichermaßen ursächlich lokal ver-
ortet, sie werden überwiegend Instanzen der Landes- bzw.
Bundesebene zugeschrieben. Dies wird besonders in der
konsequenten Exkulpation der unter Finanzzwängen gese-
henen Kommunen deutlich. Auch wenn es denkbar ist, dass
andere Engagementbereiche zu mehr Reibung mit der Lo-
kalpolitik führen können, so findet in unserem Beispiel kei-
ne Schuldzuweisung auf kommunaler, zwischenmenschlich
greifbarer (und damit potenziell konfliktträchtiger) Ebene
statt, sondern auf der Ebene diffuser Einflussfaktoren wie
z. B. der Engagementförderung, dem Vereinsrecht, der Bil-
dungs- und Arbeitsmarktpolitik oder geplanten Gemeinde-
gebietsreformen auf Landesebene.

Aus diesem skalaren Antagonismus leitet sich die dritte
zentrale Erkenntnis ab: eine widerstreitende politische Re-
gulierungslogik. Die Fallstudie verdeutlicht exemplarisch,
dass im ländlichen Raum prinzipiell eine Bereitschaft
zum Engagement existiert. Dieses – gesellschaftspolitisch
angestrebte – Engagement sieht sich aber gleichzeitig poli-
tischen Restriktionen und Hindernissen ausgesetzt, welche

überwiegend als wenig beeinflussbar betrachtet werden. Die
politisch postulierte und teils wissenschaftlich hergeleitete
Forderung nach mehr Engagement im ländlichen Raum ist
folglich nicht nur eine leichtfertige Simplifizierung der sub-
jektbezogenen Komplexität des sozialen Feldes, sondern
wird auch von interferierenden politischen Rahmenbedin-
gungen konterkariert (vgl. ARL 2016: 14). Das Handlungs-
dilemma der Ehrenamtlichen spiegelt gleichzeitig auch ein
engagementpolitisches Dilemma aus Forderungen einer-
seits und Restriktionen andererseits wider. Damit verfestigt
sich eine einseitige skalare Abkopplung von transloka-
len, entpersonalisierten Entscheidungsinstanzen und lokal
davon Abhängenden, die sich als eben solche, nämlich
weitgehend machtlos wahrnehmen.

Die Bandbreite der von den Interviewten wahrgenomme-
nen negativ interferierenden Rahmenbedingungen verdeut-
licht den begrenzten Blickwinkel bisheriger Engagement-
förderung. Gemeindegebietsreformen, Vereinsrechtsbelan-
ge, Arbeitsmarkt- und Bildungspolitik gehen über den üb-
lichen Rahmen der politischen Ehrenamts-Diskussionen im
Kontext ländlicher Räume hinaus. Daraus lässt sich schließ-
lich der Ausblick ableiten, dass Ehrenamt nicht nur lokal
und fallspezifisch betrachtet werden sollte, sondern in poli-
tischen Arenen auch integrativ und ressortübergreifend ge-
dacht werden muss, um nicht mit kausal abgeleiteten Hypo-
thesen und daran angelehnten Forderungen an den Lebens-
wirklichkeiten ehrenamtlich Engagierter vorbei zu planen
oder zu forschen.
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